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(Jr. 10690.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Harburg. Vom 30. März 1906, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Die Landgemeinde Lauenbruch wird mit dem 1. April 1906 von dem 
Landkreiſe Harburg abgetrennt und der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe 
Harburg unten den in der Anlage abgedruckten Bedingungen einverleibt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und een 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 30. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


OeſetzSamml. 1906. (Nr. 1069010692) 17 
Ausgegeben zu Berlin den 31. März 1906. 


Anlage. 


Bedingungen 
für 


die Einverleibung der Landgemeinde Lauenbruch in die Stadt Harburg. 


8 i 
Die Angehörigen der beiden Gemeinden werden, ſoweit nicht nachſtehend anders 
beſtimmt iſt, vom Tage der Vereinigung an rückſichtlich aller bürgerlichen Rechte 
und Pflichten, welche mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, beſonders 
auch rückſichtlich der Benutzung der beiderſeitigen Gemeindeanſtalten, einander 
gleichgeſtellt. Dies bezieht ſich namentlich auf die Verſorgung mit Waſſer und 
Licht, ſowie auf die Ableitung der Fäkalien uſw. Es verzichtet aber die Stadt 
Harburg auf Heranziehung der Anlieger der bei Beginn der Hafenerweiterungs⸗ 
arbeiten vorhanden geweſenen Dorfwege zu den Koſten der Inſtandſetzung dieſer 
Straßen und deren Reinigung durch die Anlieger. 


8 2. 

Mit dem Tage der Vereinigung übernimmt die Stadtverwaltung von 
Harburg die Verwaltung der Gemeindeangelegenheiten von Lauenbruch, ſowie 
der dem dortigen Gemeindevorſtande zugewieſenen ſtaatlichen Obliegenheiten. 

Die Stadtverwaltung Harburg tritt in alle diejenigen Rechte und Pflichten 
ein, welche durch Geſetz, ortsſtatutariſche oder ſonſtige Beſtimmungen oder auf 
Grund beſonderer Rechtstitel den Gemeindebehörden von Lauenbruch zuſtehen oder 
obliegen. 

Bis zum Ablaufe der Dienſtzeit des gegenwärtigen, bis zum 1. April 1909 
gewählten Gemeindevorſtehers übernimmt die Stadt Harburg die Entrichtung 
ſeiner Beſoldung und ſonſtigen Bezüge gegen deſſen Verpflichtung, ſich auf An— 
ordnung des Magiſtrats weiterhin den Intereſſen des aus der früheren Gemeinde 
Lauenbruch beſtehenden Ortsteils zu widmen. 


$ 3. 

Der Bezirk der bisherigen Landgemeinde Lauenbruch bildet bis zu ander— 
weiter ortsſtatutariſcher Beſtimmung äußeres Stadtgebiet im Sinne der $$ 8, 9 
der Hannoverſchen revidierten Städteordnung vom 24. Juni 1858 (Hannoverſche 
Geſetz-Samml. Abteilung I, S. 141). Er wird in bezug auf die Wahl zum Bürger⸗ 
vorſteherkollegium dem nach dem Verfaſſungsſtatute der Stadtgemeinde Harburg 
beſtehenden erſten Wahlbezirke zugelegt. 


984. 

Die in Harburg beſtehenden Ortsſtatute, Regulative, Polizeiverordnungen 
und Gemeindebeſchlüſſe treten, ſoweit nicht nachſtehend etwas anderes vorgeſehen 
iſt, in Lauenbruch in Wirkſamkeit. Die ſtädtiſchen Behörden von Harburg haben 
die erforderlichen Anordnungen zum Zwecke der Einführung der Harburger Orts⸗ 
ſtatute und Gemeindebeſchlüſſe in Lauenbruch zu treffen. Vom Tage der Ein⸗ 
führung an verlieren die entſprechenden Statute und Gemeindebeſchlüſſe von Lauen⸗ 
bruch ihre Geltung. 

Den Gemeindemitgliedern werden, ſolange das Gebiet der bisherigen Ge⸗ 
meinde Lauenbruch äußeres Stadtgebiet bildet und ſofern nicht polizeiliche Rück— 
ſichten etwas anderes bedingen, das Halten von Vieh, das Schlachten, das 
Lagern von Dünger in der Nähe der Gebäude und ſonſtige mit der Landwirt— 
ſchaft oder der Fiſcherei verbundene Arbeiten und Einrichtungen geſtattet. 


8 8. 
a Die erweiterte Stadtgemeinde Harburg tritt in alle privatrechtlichen Be— 
fugniſſe und Verbindlichkeiten der Gemeinde Lauenbruch als deren Rechtsnach— 
folgerin ein. 
§ 6. 

Jeder, der in der Landgemeinde Lauenbruch am 1. April 1906 ein Wohn⸗ 
haus eigentümlich beſitzt, oder für ſeine Perſon die zur Gewinnung des Bürger— 
rechts gemäß § 22 der Hannoverſchen Städteordnung und des dazu erlaſſenen 
Ortsſtatuts verpflichtenden Vorausſetzungen erfüllt, erhält das Bürgerrecht der 
Stadt Harburg unentgeltlich. 

ST. 

Diejenigen Perſonen, die am 1. Januar 1905 in der Gemeinde Lauen- 
bruch wohnten, oder daſelbſt an dem genannten Tage Grundvermögen beſaßen, 
oder Handel oder Gewerbe betrieben, oder als Geſellſchafter an dem Unternehmen 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung beteiligt waren, zahlen rückſichtlich ihrer 
bisherigen Zugehörigkeit zur Gemeinde Lauenbruch bis zum 31. März 1920 an 
direkten Gemeindeſteuern einſchließlich Schulſteuern und ſonſtiger direkter Gemeinde⸗ 
abgaben nicht mehr als 80 Prozent von der Staatseinkommenſteuer und 
130 Prozent von den Realſteuern. 

Die vorgenannten Perſonen dürfen bis zum 31. März 1920 zu anderen 
direkten und indirekten Gemeindeabgaben als denjenigen, die am 1. Januar 1905 
in Lauenbruch eingeführt waren, nicht und auch nicht in höherem Umfang als 
bisher herangezogen werden. 

§ 8. 

Die kirchlichen Verhältniſſe in der bisherigen Landgemeinde Lauenbruch 

werden durch die Einverleibung in den Stadtbezirk nicht berührt. 


* 
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(Nr. 10691.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Thorn. Vom 30. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 
verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 


Die Landgemeinde Mocker wird mit dem 1. April 1906, unter Abtrennung 

von dem Landkreiſe Thorn, der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Thorn nach 

, ae des in der Anlage abgedruckten Vertrags vom 11./17. Januar 1906 
einverleibt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin im Schloß, den 30. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Graf v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


Anlage. 


Duschen der Stadtgemeinde Thorn, vertreten durch den Magiſtrat, und der 
Landgemeinde Mocker, vertreten durch den Gemeindevorſtand, iſt folgender Vertrag 
geſchloſſen worden: 
8 1. 
Die Stadtgemeinde Thorn und die Landgemeinde Mocker treten zu einer 
einzigen unter einer Verwaltung ſtehenden Stadtgemeinde Thorn zuſammen. Es 
werden mithin alle Einwohner des erweiterten Stadtbezirkes hinſichtlich aller Rechte 
und Pflichten, welche mit der Gemeindeangehörigkeit verknüpft ſind, ſowie rüd: 
ſichtlich aller ſtädtiſchen Gemeindeanſtalten, insbeſondere auch der ſtädtiſchen 
höheren Schulen, ſoweit nicht Stiftungsbeſtimmungen entgegenſtehen, einander 
gleichgeſtellt. Der Bezirk der bisherigen Gemeinde Mocker erhält nach der Ver— 
einigung die Bezeichnung Thorn-Mocker. 


§ 2. 
Das ſämtliche Vermögen beider Gemeinden wird bei der kommunalen 
Vereinigung in Aktiven und Paſſiven zu einem einheitlichen Ganzen verſchmolzen. 
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Die erweiterte Stadtgemeinde tritt in alle privatrechtlichen Befugniſſe und Ver— 
bindlichkeiten der bisherigen Einzelgemeinden als deren Rechtsnachfolgerin ein. 


83. 

Die in den bisherigen Einzelgemeinden zur Zeit der Vereinigung geltenden 
Ortsſtatute, Polizeiverordnungen, Ordnungen und Reglements bleiben in ihren 
Geltungsbezirken ſo lange in Kraft, bis ſie im geſetzlich geordneten Wege durch 
die in der erweiterten Stadtgemeinde zuſtändigen Behörden aufgehoben werden. 


§4. 

Während einer Übergangszeit von 6 Jahren von Inkrafttreten der Ver— 
einigung an gerechnel ſollen in der erweiterten Stadtgemeinde 

a) von denjenigen ſtädtiſchen Gemeindeangehörigen, die in dem Bezirke 
Mocker wohnen, 275 Prozent Zuſchläge zur Einkommenſteuer, 

b) von denjenigen Grundſtücken und Gebäuden, die in dem Bezirke Mocker 
belegen ſind, 250 Prozent Zuſchläge, und von den daſelbſt betriebenen 
Gewerben 225 Prozent Zuſchläge zu den betreffenden Realſteuern 
beziehungsweiſe dieſem Satze entſprechende beſondere Gemeindeſteuern 
erhoben werden, ſofern nicht in dem alten Stadtbezirke Thorn höhere 
Zuſchläge beziehungsweiſe höhere beſondere Gemeindeſteuern erhoben 
werden. 

Auf alle Steuerpflichtigen, welche in Thorn-Mocker als Forenſen ſteuer⸗ 
pflichtig find und auch auf ſolche Steuerpflichtigen, welche in dem alten Gemeinde— 
bezirke Thorn wohnen, aber in Thorn-Mocker einen Grundſtücks- oder Gebäude⸗ 
beſitz oder Gewerbebetrieb haben oder erwerben beziehungsweiſe errichten, treffen 
die vorſtehenden Beſtimmungen ebenfalls zu. 

Nach Ablauf der ſechsjährigen Übergangszeit fallen dieſe Beſtimmungen fort. 


§ 5. 

Bis zum Ablaufe von 10 Jahren nach der Vereinigung bildet die bisherige 
Gemeinde Mocker einen beſonderen Wahlbezirk für die Wahlen zur Stadt— 
verordnetenverſammlung und zwar ſtehen ihr 6 Stadtverordnete zu. Die Zahl 
der Stadtverordneten der Stadtgemeinde Thorn wird mit Rückſicht auf den 
Hinzutritt der Landgemeinde Mocker um dieſe ſechs vermehrt. Sollte innerhalb 
der 10 Jahre die Bevölkerung der erweiterten Stadtgemeinde 50 000 Ein⸗ 
wohner überſteigen, ſo ſollen auf den eigenen Wahlbezirk Mocker die Hälfte der 
weiteren 6 Stadtverordneten entfallen. 

Für das erſtemal werden die 6 Stadtverordneten aus den Gemeindever- 
ordneten Mockers und zwar je zwei aus jeder Klaſſe in der Weiſe gewählt, daß 
die Gemeindeverordneten jeder Klaſſe aus ihrer Mitte 2 Stadtverordnete wählen. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Den 6 Stadtverordneten wird eine 
entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt werden. 


Bei den folgenden Erſatz⸗ und Ergänzungswahlen finden die allgemeinen Wahl⸗ 
beſtimmungen der Städteordnung Anwendung. 


$ 6. 
Die Zahl der Magiſtratsmitglieder wird um ein beſoldetes und zwei un- 
beſoldete Mitglieder erhöht, von denen die letzteren für die nächſten 12 Jahre 
aus den Einwohnern des bisherigen Gemeindebezirkes Mocker zu wählen ſind. 


§ 7. g 0 

In der bisherigen Landgemeinde Mocker ſollen beſondere Ortsbezirke, für 
welche gemäß § 60 der Städteordnung beſondere Bezirksvorſteher, ſowie Stell- 
vertreter zu beſtellen ſind, gebildet werden. 

Der Anſchluß einzelner Teile an die vorhandenen Thorner Ortsbezirke foll 
nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen ſein. 

§8. 

Sobald ſich das Bedürfnis einer Erweiterung des Mockerer Krankenhauſes, 
des Armenhauſes oder einer neuen höheren Schule herausſtellen ſollte, iſt bei 
der Auswahl der Baugrundſtücke für dieſe Anſtalten auf die Bewohner der 
jetzigen Gemeinde Mocker größtmöglichſte Rückſicht zu nehmen. 


89. 

Die erweiterte Stadtgemeinde Thorn wird ſich ferner die weitere Ent 
wicklung des Straßennetzes in dem ehemaligen Gemeindebezirke Mocker entsprechend 
den in den einzelnen Etats zur Verfügung ſtehenden Mitteln angelegen ſein laſſen. 

Dabei wird möglichſt berückſichtigt werden, daß entſprechend der Ein— 
wohnerzahl und der Steuerkraft verhältnismäßig gleiche Aufwendungen für Stadt 
Thorn und Mocker gemacht werden. 


$ 10. 

Die Verwaltung der erweiterterten Stadtgemeinde iſt verpflichtet, in dem 
Bezirke der bisherigen Gemeinde Mocker Verwaltungseinrichtungen, wie Meldeamt, 
Polizeiſtation und möglichſt auch Standesamt zu unterhalten, welche für die 
Bewohner desfelben zum Zwecke der Erleichterung des Verkehrs mit der ſtädtiſchen 
Behörde erforderlich ſind. s 

EL, 


Die zur Zeit der Vereinigung im Dienfte der Gemeinde Mocker Iehens- 
länglich angeſtellten Beamten gehen von dieſem Zeitpunkt an, unter Anrechnung 
der Dienſtzeit in der Gemeinde Mocker in bezug auf Penſion und Witwen- und 
Waiſenverſorgung, mit der Maßgabe in den Dienſt der Stadt Thorn über, daß 
ſie in die Mindeſtgehaltſtufe der betreffenden Beamtenklaſſe der Stadt Thorn 
einrücken. Die auf Penſionsberechtigung, jedoch mit dreimonatiger Kündigung 
angeſtellten Beamten werden nach Möglichkeit Verwendung in der Stadt Thorn 


finden und es darf ihnen ohne zwingende Gründe nicht vor Ablauf eines Jahres 
gekündigt werden. 

Die Anwendung der Thorner Beſtimmungen über Gehalt, Penſion, ſo— 
wie Witwen- und Waiſenverſorgung auf die im Dienſte der Gemeinde Mocker 
ſtehenden Lehrperſonen bleibt der Beſchlußfaſſung der Behörden der Stadt Thorn 
vorbehalten, jedoch mit der Maßgabe, daß die Normativ-Beſtimmungen der 
Stadt Thorn, betreffend die Anftellungs- und Beſoldungsverhältniſſe der Lehr- 
perſonen, nach Ablauf von drei Jahren auf die Lehrer der Gemeindeſchulen im 
Bezirke Mocker Anwendung zu finden haben. 

Der Gemeindevorſteher Falkenberg tritt nach beſonderem Abkommen als 
beſoldeter Stadtrat in den Dienſt der Stadt Thorn. 


912. 
Die Gemeindebehörden der Gemeinde Mocker erteilen die Zusicherung, daß 
ſie ſich vor der Vereinigung aller Maßnahmen enthalten werden, welche geeignet 
ſein würden, der Finanzlage der Stadt Thorn Nachteile zu bringen, oder die 
Verhältniſſe, auf Grund deren die vorſtehenden vertragsmäßigen Verpflichtungen 
eingegangen ſind, zu verändern. 
6:13, 3 
Inſofern durch die Eingemeindung eine Unterbrechung der Friſt zum Er- 
werbe des Unterſtützungswohnſitzes für die Einwohner der Stadt Thorn oder 
der Gemeinde Mocker eintritt, übernimmt die erweiterte Stadtgemeinde die Ver⸗ 
pflichtung, von den lediglich aus der Unterbrechung der Friſt ihr erwachſenden 
Rechten (Anſprüchen oder Einwendungen) anderen Armenverbänden gegenüber 
keinen Gebrauch zu machen. 
8 14. 
Der vorſtehende Vertrag tritt am 1. April 1906 in Kraft. 


$ 15. 
Gegenwärtiger Vertrag wird in zwei Exemplaren ausgefertigt und erhält 
jeder der beiden Vertragsſchließenden ein Exemplar desſelben. 


Thorn, den 11./17. Januar 1906. Mocker, den 17. Januar 1906. 


* Der Magiſtrat. Der Gemeindevorſtand. 
Kerſten. Stachowitz. Falkenberg. W. Broſius. 


(Nr. 10692.) Geſetz, betreffend Erweiterung des Stadtkreiſes Caſſel. Vom 30. März 1906. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
81. a 
Die Landgemeinden Wahlershauſen, Kirchditmold, Rothenditmold und 
Bettenhauſen werden mit dem 1. April 1906 von dem Landkreiſe Caſſel ab⸗ 
getrennt und nach Maßgabe der in den Anlagen I bis IV abgedruckten Ver⸗ 
3 träge der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Caſſel einverleibt. 


82. 

Zu dem gleichen Zeitpunkte ſcheiden die genannten Landgemeinden für die 
Wahlen zum Haufe der Abgeordneten aus dem vierten Wahlbezirke des Regierungs— 
bezirkes Caſſel aus und treten dem dritten Wahlbezirke dieſes Regierungsbezirkes 
hinzu (Anlage B zur Kreisordnung für die Provinz Heſſen-Naſſau vom 7. Juni 
1885 [Geſetz-Samml. S. 238). 

§3. 

Die Polizeidirektion in Caſſel hat die im Stadtgebiete geltenden Polizei— 
verordnungen, welche nach den Verträgen ($ 1 dieſes Geſetzes) in dem Ein- 
gemeindungsgebiete nur mit einigen Anderungen Geltung erlangen, ſowie die für 
dieſes Gebiet gegenwärtig geltenden Polizeiverordnungen, welche dort weiterhin 
ganz, zum Teil oder mit Anderungen in Kraft bleiben ſollen, in dem für ihre 
amtlichen . beſtimmten Blatte unter Hervorhebung der an den 
Vorſchriften eintretenden Anderungen in einer Bekanntmachung zu bezeichnen. 

Das Gleiche gilt, ſofern es noch nicht geſchehen iſt, für die Polizeiver— 
ordnungen in dem Gebiete der ehemaligen, durch das Geſetz vom 25. März 1899 
Geſetz-Samml. S. 67) mit der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Caſſel ver- | 
einigten Landgemeinde Wehlheiden. 

Die Wirkſamkeit der Polizeiverordnungen iſt von dieſen Bekanntmachungen 
(Abſ. 1, 2) nicht abhängig. 

Im übrigen bleiben die Vorſchriften über den Erlaß von Polizeiverordnungen 
für die Zukunft von dieſem Geſetz unberührt. 


84. 
Zu den Koſten der Königlichen Polizeiverwaltung, einſchließlich der Koſten 

des Nachtwachtweſens, hat die Stadt Caſſel, unbeſchadet künftiger Anderungen 

des Geſetzes vom 20. April 1892 (Geſetz-Samml. S. 87), außer den im § 1 

Abſ. 1 Ziffer b dieſes Geſetzes beſtimmten Beiträgen vom 1. April 1906 ab 

einen weiteren jährlichen Beitrag von 1,50 Mark für jeden Kopf der Bevölkerung 


der Bezirke Wahlershauſen, Kirchditmold, Rothenditmold und Bettenhauſen nach 
Maßgabe der jedesmaligen letzten Volkszählung zu leiſten. 

An die Stelle dieſes Beitrags kann ein von dem Finanzminiſter und dem 
Miniſter des Innnern mit der Stadtgemeinde zu vereinbarender Jahresbeitrag 
treten, auch kann, für das ganze Stadtgebiet einſchließlich des Stadtteils Wehl⸗ 
heiden, an Stelle der durch die Geſetze vom 20. April 1892, vom 25. März 
1899 und durch dieſes Geſetz beſtimmten Beiträge eine in gleicher Weiſe zu ver⸗ 
einbarende Erhöhung des im § 1 Abſ. 1 Ziffer b des Geſetzes vom 20. April 
1892 beſtimmten Beitragsſatzes geſetzt werden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 30. März 1906. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. v. Tirpitz. Studt. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. v. Budde. v. Einem. 
v. Bethmann Hollweg. Delbrück. Beſeler. 


Zwiſchen der Reſidenzſtadt Caſſel und der Landgemeinde Wahlershauſen wird 
nachſtehender Vertrag geſchloſſen: 
81. 


Die Landgemeinde Wahlershauſen wird zu einem durch Geſetz zu 
beſtimmenden Termine der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Caſſel einverleibt. 


82. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten alle für den Bezirk der 
Reſidenzſtadt Caſſel geltenden Ortsſtatute, Regulative, Ordnungen, Gemeinde⸗ 
beſchlüſſe und ſonſtigen öffentlich rechtlichen Satzungen einſchließlich der Steuer⸗ 
ordnungen und Polizei⸗Verordnungen in dem einverleibten Bezirk in Kraft unter 
gleichzeitigem Wegfalle der dort bisher gültigen Ortsſtatute, Regulative, Polizei- 
Verordnungen uſw., ſofern dieſer Vertrag nichts anderes beſtimmt. 

Insbeſondere wird auch die anerkanntermaßen in Caſſel beſtehende Ver⸗ 
pflichtung der Anlieger zur erſtmaligen Verlegung der Trottoirrandſteine auf 
den bisherigen Gemeindebezirk Wahlershauſen ausgedehnt. Ri 

Das Caſſeler Ortsſtatut, betreffend die Kanalbaukoſtenbeiträge, vom 
22. Februar 1902 erhält mit folgenden Beſchränkungen für den eingemeindeten 

Geſetz⸗Samml. 1906. (Nr. 10692.) 18 


Bezirk Gültigkeit. Für diejenigen nicht zur Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft der 
Villenkolonie Wilhelmshöhe gehörigen Grundſtücke, die bereits an die Wahlers— 
häuſer Kanaliſation angeſchloſſen ſind, oder deren Bauprojekte vor dem 1. Juli 1904 
genehmigt worden ſind, wird die Höhe des an die Stadtkaſſe zu zahlenden Kanal⸗ 
baukoſtenbeitrags auf 15 Mark und der im Falle des zweiten Abſatzes des § 1 
dieſes Statuts zu ſtundende Betrag auf 5 Mark für jedes Meter beitragspflichtiger 
Frontlänge feſtgeſetzt. 

a Sofern auf beitragspflichtige Frontlängen bereits Beiträge nach dem Orts- 
ſtatute, betreffend die Erhebung von Kanalbaukoſtenbeiträgen im Bezirke der Land- 
gemeinde Wahlershauſen, vom 10. Juli 1899 oder nach dem Ortsſtatute, betreffend 
die Anlegung und Veränderung von Straßen und Plätzen ſowie den Anbau an 
denſelben im Bezirke der Landgemeinde Wahlershauſen, vom 2. März 1895 zu 
den Koſten der Wahlershäuſer Kanaliſation in Form von Kanalbaukoſtenbeiträgen 
oder Straßenanliegerbeiträgen an die Gemeindekaſſe von Wahlershauſen eingezahlt 
ſind, werden ſie auf den an die Stadtkaſſe zu entrichtenden Kanalbaukoſtenbeitrag 
bis zum Höchſtbetrage von 10 Mark für ein Meter in Anrechnung gebracht. 

Für die der Georgenſtraße anliegenden Grundſtücke iſt an die Stadtkaſſe 
nur noch ein Beitrag von 5 Mark für jedes Meter beitragspflichtiger Frontlänge 
zu zahlen, ſobald die Fäkalienentwäſſerung angängig ſein wird. 

Außer den in dieſem Vertrag an anderen Stellen erwähnten Ortsſtatuten 
und Polizeiverordnungen bleibt dagegen im bisherigen Gemeindebezirke Wahlers— 
hauſen in Kraft: 

das Ortsſtatut vom 2. Juli 1886, betreffend die Errichtung von 
Gebäuden in dem Gebiete zwiſchen dem Druſelbach, der Wilhelmshöher Allee 
und dem Parke des Schloſſes Wilhelmshöhe, 

das Ortsſtatut vom 21. Oktober 1896, betreffend die Errichtung von 
Gebäuden im Gebiete der Bebauungspläne Nr. 1, 3, 4 und 5, 

das Ortsſtatut vom 14. Dezember 1900 über die Anſchaffung und 
Unterhaltung der Gemeindezuchtbullen. In dem Teile von Wahlershauſen, in 
dem bisher die Baupolizeiordnung II vom 1. November 1902 galt (vergl. Bau⸗ 
polizeiordnung I vom 23. November 1900 unter 2a), bleibt fie mit der Maßgabe 
auch ferner in Kraft, daß an die Stelle des Landrats als der für die Bau— 
erlaubnis zur Ausführung oder Veränderung von Bauten zuſtändigen Behörde 
G 2 der Baupolizeiordnung II) die Baupolizeibehörde, an die Stelle des Landrats 
oder des Kreisausſchuſſes als der für die Genehmigung neuer Anſiedlungen und 
Kolonien zuſtändigen Behörden ($ 4 ebenda) die Ortspolizeibehörde und endlich 
an die Stelle des § 69 der Baupolizeiordnung II vom 1. November 1902 der 
§ 87 Abſ. 1 der Baupolizeiordnung I vom 23. November 1901 tritt, 


$ 3. 
Das geſamte bewegliche und unbewegliche Gemeindevermögen von Wahlers- 
hauſen geht mit dem Zeitpunkte der Vereinigung auf die Reſidenzſtadt Caſſel 


über, welche auch im übrigen als Rechtsnachfolgerin in alle Rechtsverbindlichkeiten 
der Landgemeinde Wahlershauſen insbeſondere auch in die beſtehenden Pacht⸗ 
verträge eintritt. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt. 

984. 

Die Zahl der Stadtverordneten in Caſſel wird vom Zeitpunkte der Vereinigung 
ab von 48 auf 51 erhöht. Abänderungen dieſer Zahl durch ſtatutariſche An- 
ordnungen ſind zuläſſig. 

Die hiernach der gegenwärtigen Zahl der Stadtverordneten hinzutretenden 
3 Mitglieder der Verſammlung ſind während der Dauer zweier Wahlperioden, 
deren erſte am 1. April 1905 ihren Anfang nimmt, von den Wählern der bis⸗ 
herigen Landgemeinde Wahlershauſen aus den ſtimmfähigen Bürgern derſelben 
auf Grund einer geſondert aufgeſtellten Wahlliſte dieſes Bezirkes zu wählen und 
zwar derart, daß auf jede der drei Wählerabteilungen ein neues Mitglied der 
Stadtverordnetenverſammlung entfällt. Den drei Stadtverordneten von Wahlers⸗ 
hauſen wird eine entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen ein⸗ 
geräumt werden. 

Der Magiſtrat hat nach Inkrafttreten dieſes Vertrags die erforderlichen 
Anordnungen wegen der Wahl der drei Stadtverordneten und nach Ablauf der beiden 
Wahlperioden die etwa erforderlichen Übergangsanordnungen zu treffen. 


§ 5. 

Binnen vier Wochen nach dem Tage der Vereinigung wird die Stadt- 
verordnetenverſammlung der vergrößerten Stadtgemeinde einen Einwohner des 
bisherigen Gemeindebezirkes Wahlershauſen als unbeſoldeten Stadtrat wählen. 
Sollte dieſer im Laufe ſeiner ſechsjährigen Wahlperiode ausſcheiden, ſo hat eine 
Erſatzwahl für den Reſt der Wahlperiode ſtattzufinden. 

Auch für die Zukunft, jedoch nur für die Dauer zweier Wahlperioden, 
deren erſte am 1. April 1905 ihren Anfang nimmt, muß ſtets ein unbeſoldetes 
Mitglied des Magiſtrats aus den Einwohnern des Gemeindebezirkes Wahlers⸗ 
hauſen gewählt werden. In Ausführung dieſer Beſtimmung wird die Zahl der 
unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder um eins erhöht. 


$ 6. 

Die Schulen der bisherigen Gemeinde Wahlershauſen einſchließlich der 
Vorſchule, die im neuen Stadtteile zu verbleiben hat, werden mit dem Zeitpunkte 
der Vereinigung ſtädtiſche Schulen. Das Lehrerberufungsrecht für dieſelben 
gebührt fortan dem Magiſtrat der Reſidenz. 

Die Lehrer und Lehrerinnen der bisherigen Gemeinde Wahlershauſen treten 
mit dem Zeitpunkte der Vereinigung in den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel und 
werden fortan den in Caſſel geltenden Beſoldungsgrundſätzen mit der Maßgabe 
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unterworfen, daß, wenn und infoweit ein Lehrer oder eine Lehrerin der bisherigen 
Gemeinde Wahlershauſen höhere Bezüge oder ſonſt günſtigere Einkünfte beſaß, 
es dabei ſein Bewenden behält. 


8 

Die Reſidenzſtadt Caſſel verpflichtet ſich, nach dem ausgearbeiteten Plane 
des Vorflutkanals und dem noch fertigzuſtellenden Plane für die Nebenkanäle in 
Wahlershauſen die Kanaliſation daſelbſt auf Koſten der erweiterten Stadtgemeinde 
und nach ihrem Ermeſſen auszuführen, ſobald ſie die Verfügung über das zur 
Verlegung des Vorflutkanals erforderliche Gelände der Gemarkungen von Kirch— 
ditmold und Rothenditmold erlangt hat. Vorübergehend und zwar bis zur 
Fertigſtellung dieſes Vorflutkanals ſoll jedoch die Entwäſſerung des Gemeindebezirkes 
Wahlershauſen durch Anſchluß an den beſtehenden ſtädtiſchen Südkanal bewirkt 
werden. 

In die Kanäle des neuen weſtlich der Staatseiſenbahn gelegenen Stadtteils 
ſollen nur Wirtſchaftswäſſer und Fäkalien aufgenommen werden. Solche Grund— 
ſtücksbeſitzer jedoch, die das Regenwaſſer (Dachwaſſer) bereits in die vorhandenen 
Hausanſchlüſſe abgeleitet haben, ſollen dieſe Ableitung auch ferner beibehalten 
dürfen. Bei Vergrößerung des Grundſtücks, bei Neu-, Um⸗ und Anbauten auf 
dem angeſchloſſenen Grundſtücke kann die Stadt die Anderung der Entwäſſerungs— 
anlagen für Regenwaſſer verlangen. 


88. 

Privatperſonen, die das Schlachten nicht gewerbsmäßig betreiben, wird auf 
die Dauer von fünf Jahren, vom Tage der Vereinigung ab, geſtattet, das 
Schlachten wie bisher in ihren Häuſern vorzunehmen. Alles gewerbsmäßige 
Schlachten, worunter hier jedes von Metzgern, Wirten, Kaufleuten und andern 
Gewerbetreibenden zwecks geſchäftlicher Ausnutzung betriebene, im Gegenſatze zu 
dem lediglich für den Verbrauch im eigenen Haushalte ſtattfindenden Schlachten 
verſtanden wird, hat dagegen ausſchließlich im ſtädtiſchen Schlachthauſe zu er— 
folgen, das nach Ablauf der obigen Friſt auch für das nicht gewerbsmäßige 
Schlachten allein zu benutzen iſt. 


§ 9. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten die Gemeindebeamten von 
Wahlershauſen, ſoweit fie nicht bei dem Übergange der Polizeiverwaltung vom 
Staate mitübernommen werden, mit den Anſprüchen auf Gehalt Ruhegehalt 
ſowie Witwen- und Waiſenverſorgung, welche ihnen am 1. April 1905 zu- 
ſtanden, in den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel über. Der Magiſtrat wird den 
Gemeindebeamten eine ihrer Befähigung und Vorbildung entſprechende Dienſt⸗ 
ſtellung anweiſen und behält ſich nach erfolgtem Anſchluſſe die Entſcheidung 
darüber vor, ob, wann und unter welchen Bedingungen auf ſie die ſtädtiſche 
Beſoldungsordnung Anwendung finden ſoll. 


$ 10. 

Die Reſidenzſtadt Caſſel übernimmt keinerlei Gewähr, daß nach erfolgtem 
Anſchluſſe den Bewohnern des bisherigen Gemeindebezirkes Wahlershauſen noch 
fernerhin der Bezug von Losholz aus dem Habichtswalde ſeitens der Königlichen 
Staatsregierung zugeſtanden wird. 


Caſſel, am 18. November 1905. 
Der Magiſtrat der Reſidenz. 


(Siegel.) Unterſchriften. 
Wahlershauſen, den 18. Mai 1905. 
Der Gemeinderat. Die Gemeindevertretung. 
(Siegel.) Unterſchriften. ” Unterſchriften. 


Anlage II. 


Zwiſchen der Reſidenzſtadt Caſſel und der Landgemeinde Kirchditmold wird nach— 
ſtehender Vertrag geſchloſſen. 
81. 
Die Landgemeinde Kirchditmold wird zu einem durch Geſetz zu beſtimmen⸗ 
den Termin der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Caſſel einverleibt. 


§ 2. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten alle für den Bezirk der Reſidenz⸗ 
ſtadt Caſſel geltenden Ortsſtatute, Regulative, Ordnungen, Gemeindebeſchlüſſe 
und ſonſtigen öffentlich-rechtlichen Satzungen einſchließlich der Steuerordnungen 
und Polizeiverordnungen in dem einverleibten Bezirk in Kraft unter gleichzeitigem 
Wegfalle der dort bisher gültigen Ortsſtatute, Regulative, Polizeiverordnungen 
uſw., ſofern dieſer Vertrag nichts anderes beſtimmt. Insbeſondere wird auch 
in dem Teile von Kirchditmold, in dem bisher die Baupolizeiordnung II vom 
1. November 1902 galt, die Baupolizeiordnung 1 vom 23. November 1901 ein⸗ 
geführt. Weiterhin wird die anerkanntermaßen in Caſſel beſtehende Verpflichtung 
der Anlieger zur erſtmaligen Verlegung der Trottoirrandſteine auf den bisherigen 
Gemeindebezirk Kirchditmold ausgedehnt. 

Dagegen bleiben im bisherigen Gemeindebezirke Kirchditmold in Kraft: 

die § 2 Abſ. 7 und 8 und §7 der Kirchditmolder Straßenpolizei⸗ 
verordnung vom 15. Dezember 1898 mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle des § 6 derſelben der $ 114 der in Caſſel gültigen Straßen⸗ 
polizeiordnung vom 1. Juli 1889 tritt. 


N 

Das geſamte bewegliche und unbewegliche Gemeindevermögen von Kirch— 
ditmold geht mit dem Zeitpunkte der Vereinigung auf die Reſidenzſtadt Caſſel 
über, welche auch im übrigen als Rechtsnachfolgerin in alle Rechtsverbindlichkeiten 
der Landgemeinde Kirchditmold insbeſondere auch in den mit dem Kommerzienrat 
Aſchrott in Berlin abgeſchloſſenen Vertrag vom 20. November 1897 und in die 
beſtehenden Pachtverträge eintritt, ſoweit dieſe Verbindlichkeiten vor dem Termine 
der Eingemeindung eingegangen ſind. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt. 

ö SA. 

Die Zahl der Stadtverordneten in Caſſel wird vom Zeitpunkte der Ver: 
einigung ab um 3 erhöht. Abänderungen dieſer Zahl durch ſtatutariſche An⸗ 
ordnungen ſind zuläſſig. Die hiernach der Zahl der Stadtverordneten hinzu⸗ 
tretenden 3 Mitglieder der Verſammlung ſind während der Dauer zweier Wahl⸗ 
perioden, deren erſte am 1. April 1905 ihren Anfang nimmt, von den Wählern 
der bisherigen Landgemeinde Kirchditmold aus deren ſtimmfähigen Bürgern auf 
Grund einer geſondert aufgeſtellten Wahlliſte dieſes Bezirkes zu wählen „und zwar 
derart, daß auf jede der drei Wählerabteilungen ein neues Mitglied der Stadt— 
verordnetenverſammlung entfällt. Den drei Stadtverordneten von Kirchditmold 
wird eine entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt 
werden. 

Der Magiſtrat hat nach Inkrafttreten dieſes Vertrags die erforderlichen 
Anordnungen wegen der Wahl der drei Stadtverordneten und nach Ablauf der 
beiden Wahlperioden die etwa erforderlichen Ubergangsanordnungen zu treffen. 


8 5. 

Binnen vier Wochen nach dem Tage der Vereinigung wird die Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung der vergrößerten Stadtgemeinde einen Einwohner des 
bisherigen Gemeindebezirkes Kirchditmold als unbeſoldeten Stadtrat wählen. 
Sollte dieſer im Laufe ſeiner ſechsjährigen Wahlperiode ausſcheiden, ſo hat 
eine Erſatzwahl für den Reſt der Wahlperiode ſtattzufinden. Auch für die 
Zukunft, jedoch nur für die Dauer zweier Wahlperioden, deren erſte am 
1. April 1905 ihren Anfang nimmt, muß ſtets ein unbefoldetes Mitglied des 
Magiſtrats aus den Einwohnern des Gemeindebezirkes Kirchditmold gewählt 
werden. In Ausführung dieſer Beſtimmung wird die Zahl der unbeſoldeten 
Magiſtratsmitglieder um eins erhöht. 


$ 6. 
Die Schulen der bisherigen Gemeinde Kirchditmold werden mit dem Zeit- 
punkte der Vereinigung ſtädtiſche Schulen. Das Lehrerberufungsrecht für die 
ſelben gebührt fortan dem Magiſtrat der Reſidenz. 


Die Lehrer und Lehrerinnen der bisherigen Gemeinde Kirchditmold treten 
mit dem Zeitpunkte der Vereinigung in den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel und 
werden fortan den in Caſſel geltenden Beſoldungsgrundſätzen mit der Maßgabe 
unterworfen, daß, wenn und inſoweit ein Lehrer oder eine Lehrerin der bisherigen 
Gemeinde Kirchditmold höhere Bezüge oder ſonſt günſtigere Einkünfte beſaß, es 
dabei ſein Bewenden behält. 


we 

Die Reſidenzſtadt Caſſel verpflichtet ſich, in Kirchditmold die Kanaliſation 
auf Koſten der erweiterten Stadtgemeinde auszuführen und alsbald in Angriff 
zu nehmen. Die Kanaliſation erfolgt, ſoweit die bebauten Ortsteile weſtlich und 
nördlich der Main —Weſer-Bahn in Betracht kommen, im Anſchluß an den zu 
erbauenden Vorortkanal. Die Kanaliſation des Ortsgebiets öſtlich und ſüdlich 
der Main —Weſer-Bahn wird im Anſchluß an die Caſſeler Vorflutkanäle aus⸗ 
geführt werden. 


§8. 

Privatperſonen, die das Schlachten nicht gewerbsmäßig betreiben, wird 
auf die Dauer von 5 Jahren, vom Tage der Vereinigung ab, geſtattet, das 
Schlachten wie bisher in ihren Häuſern vorzunehmen. Alles gewerbsmäßige 
Schlachten, worunter hier jedes von Metzgern, Wirten, Kaufleuten und anderen 
Gewerbetreibenden zwecks geſchäftlicher Ausnutzung betriebene, im Gegenſatze zu 
dem lediglich für den Verbrauch im eigenen Haushalte ſtattfindenden Schlachten 
verſtanden wird, hat dagegen ausſchließlich im ſtädtiſchen Schlachthauſe zu 
erfolgen, das nach Ablauf der obigen Friſt auch für das nicht gewerbsmäßige 
Schlachten allein zu benutzen iſt. 


5 N. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten die Gemeindebeamten von 
Kirchditmold, ſoweit fie nicht bei dem Übergange der Polizeiverwaltung vom 
Staate mitübernommen werden, mit den Anſprüchen auf Gehalt, Ruhegehalt 
ſowie Witwen⸗ und Waiſenverſorgung, welche ihnen am 1. April 1905 zu⸗ 
ſtanden, in den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel über. 

Der Magiſtrat wird den Gemeindebeamten eine ihrer Befähigung und 
Vorbildung entſprechende Dienſtſtellung anweiſen und behält ſich nach erfolgtem 
Anſchluſſe die Entſcheidung darüber vor, ob, wann und unter welchen Be— 
dingungen auf ſie die ſtädtiſche Beſoldungsordnung Anwendung finden ſoll. 


$ 10. 


Die Reſidenzſtadt Caſſel übernimmt keinerlei Gewähr, daß nach erfolgtem 
Anſchluſſe den Bewohnern des bisherigen Gemeindebezirkes Kirchditmold noch 
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fernerhin der Bezug von Losholz aus dem Habichtswalde ſeitens der Königlichen 
Staatsregierung zugeſtanden wird. 


Caſſel, am 18. November 1905. 


Der Magiſtrat der Reſidenz. 


(Siegel.) Unterſchriften. 
Kirchditmold, den 23. Mai 1905. 


Der Gemeinderat. Die Gemeindevertretung. 
(Siegel.) Unterſchriften. Unterſchriften. 


Anlage III. 


Juiſchen der Reſidenzſtadt Caſſel und der Landgemeinde Rothenditmold wird 
nachſtehender Vertrag geſchloſſen: 


51. 
Die Landgemeinde Rothenditmold wird zu einem durch Geſetz zu beſtimmen⸗ 
den Termin der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Caſſel einverleibt. 


§ 2. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten alle für den Bezirk der Reſidenz⸗ 
ſtadt Caſſel geltenden Ortsſtatute, Regulative, Gemeindebeſchlüſſe und ſonſtigen 
öffentlich rechtlichen Satzungen einſchließlich der Steuerordnungen und Polizei⸗ 
verordnungen in dem einverleibten Bezirk in Kraft unter gleichzeitigem Wegfalle 
der dort bisher gültigen Ortsſtatute, Regulative, Polizeiverordnungen uſw., ſofern 
dieſer Vertrag nichts anderes beſtimmt. 

Insbeſondere wird auch die anerkanntermaßen in Caſſel beſtehende Ver⸗ 
pflichtung der Anlieger zur erſtmaligen Verlegung der Trottoirrandſteine auf den 
bisherigen Gemeindebezirk Rothenditmold ausgedehnt. Dagegen bleiben im bis⸗ 
herigen Gemeindebezirke Rothenditmold in Kraft: 

das Ortsſtatut für die gewerbliche Fortbildungsſchule in Rothenditmold 
vom 10. Juli 1901, ſo lange es mit der weiteren Entwickelung des gewerblichen 
Fortbildungsſchulweſens in der Reſidenzſtadt Caſſel vereinbar iſt , 

ferner die $$ 12 und 13 und 28 Ziffer II der Polizeiverordnung vom 
1. April 1901 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des § 40 derſelben der 
§ 114 der in Caſſel gültigen Straßenpolizeiordnung vom 1. Juli 1889 tritt; 
ferner die Polizeiverordnung vom 11. Mai 1903, betreffend das Verbot des 
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Taubenflugs und des Umherlaufens der Hühner auf fremden Grundſtücken, mit 
der Maßgabe, daß an die Stelle der im § 3 ebenda feſtgeſetzten Geldſtrafe bis 
zu 9 Mark eine ſolche bis zu 30 Mark tritt ; 

das Ortsſtatut vom 27. April 1901 über die Anſchaffung und Unter⸗ 
haltung der Gemeindezuchtbullen mit der Maßgabe, daß an die Stelle der im 
$ 1 eingeſetzten Kommiſſion eine ſolche von 3 ſachverſtändigen von der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zu wählenden Gemeindeangehörigen unter dem Vorſitz 
eines vom Magiſtrat der Reſidenz zu ernennenden Magiſtratsmitglieds tritt 

in dem Teil von Rothenditmold, in dem bisher die Baupolizeiordnung II 
vom 1. November 1902 galt (vgl. Baupolizeiordnung J vom 23. November 1900 
unter 2a) bleibt fie mit der Maßgabe auch ferner in Kraft, daß an die Stelle 
des Landrats als der für die Bauerlaubnis zur Ausführung oder Veränderung 
von Bauten zuſtändigen Behörde (§ 2 der Baupolizeiordnung II) die Baupolizei⸗ 
behörde, an die Stelle des Landrats oder des Kreisausſchuſſes als der für die 
Genehmigung neuer Anſiedlungen und Kolonien zuſtändigen Behörden ($ 4 ebenda) 
die Ortspolizeibehörde und endlich an die Stelle des § 69 der Baupolizeiordnung II 
vom 1. November 1902 der §.87 Abſ. 1 der Baupolizeiordnung I vom 23. No⸗ 
vember 1900 tritt 

der Nachtrag, betreffend die Begräbnisgebühren, vom 4. März 1895 zum 
Ortsſtatut, betreffend die Abgabe der Schutzgenoſſen, vom 18. Auguſt 1866. 


$ 3. 

Das geſamte bewegliche und unbewegliche Gemeindevermögen von Rothen⸗ 
ditmold geht mit dem Zeitpunkte der Vereinigung auf die Reſidenzſtadt Caſſel 
über, welche auch im übrigen als Rechtsnachfolgerin in alle Rechtsverbindlichkeiten 
der Landgemeinde Rothenditmold insbeſondere auch in die beſtehenden Pacht⸗ 
verträge eintritt. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt. 
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Die Zahl der Stadtverordneten in Caſſel wird vom Zeitpunkte der Ver⸗ 
einigung ab um 3 erhöht. Abänderungen dieſer Zahl durch ſtatutariſche An⸗ 
ordnungen find zuläſſig. 

Die hiernach der Zahl der Stadtverordneten hinzutretenden 3 Mitglieder 
der Verſammlung ſind während der Dauer zweier Wahlperioden, deren erſte am 
1. April 1905 ihren Anfang nimmt, von den Wählern der bisherigen Land» 
gemeinde Rothenditmold aus deren ſtimmfähigen Bürgern auf Grund einer ger. 
ſondert aufgeſtellten Wahlliſte dieſes Bezirkes zu wählen und zwar derart, daß 
auf jede der drei Wählerabteilungen ein neues Mitglied der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung entfällt. Den drei Stadtverordneten von Rothenditmold wird eine 
entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt werden. 
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Der Magiſtrat hat nach Inkrafttreten dieſes Vertrags die erforderlichen 
Anordnungen wegen der Wahl der drei Stadtverordneten und nach Ablauf der 
beiden Wahlperioden die etwa erforderlichen Übergangsanordnungen zu treffen. 


§ 5. 

Binnen vier Wochen nach dem Tage der Vereinigung wird die Stadt— 
verordnetenverſammlung der vergrößerten Stadtgemeinde einen Einwohner des 
bisherigen Gemeindebezirkes Rothenditmold als unbeſoldeten Stadtrat wählen. 
Sollte dieſer im Laufe ſeiner ſechsjährigen Wahlperiode ausſcheiden, ſo hat eine 
Erſatzwahl für den Reſt der Wahlperiode ſtattzufinden. 

Auch für die Zukunft, jedoch nur für die Dauer zweier Wahlperioden, 
deren erſte am 1. April 1905 ihren Anfang nimmt, muß ſtets ein unbeſoldetes 
Mitglied des Magiſtrats aus den Einwohnern des Gemeindebezirkes Rothenditmold 
gewählt werden. In Ausführung dieſer Beſtimmung wird die Zahl der un— 
beſoldeten Magiſtratsmitglieder um eins erhöht. 


$ 6. 

Die Schulen der bisherigen Gemeinde Rothenditmold werden mit dem 
Zeitpunkte der Vereinigung ſtädtiſche Schulen. Das Lehrerberufungsrecht für 
dieſelben gebührt fortan dem Magiſtrate der Reſidenz. 

Die Lehrer und Lehrerinnen der bisherigen Gemeinde Rothenditmold treten 
mit dem Zeitpunkte der Vereinigung in den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel und 
werden fortan den in Caſſel geltenden Beſoldungsgrundſätzen mit der Maßgabe 
unterworfen, daß, wenn und inſoweit ein Lehrer oder eine Lehrerin der bis— 
herigen Gemeinde Rothenditmold höhere Bezüge oder ſonſt günſtigere Einkünfte 
beſaß, es dabei ſein Bewenden behält. 

Die zur Zeit des Anſchluſſes in der gewerblichen Fortbildungsſchule des 
neuen Stadtteils befindlichen, nach dem Ortsſtatute, betreffend die gewerbliche 


Fortbildungsſchule der Reſidenzſtadt Caſſel, vom ae nicht ſchul— 


pflichtigen Schüler ſind berechtigt, bis zur Beendigung des im Gange befindlichen 
Unterrichtskurſus die Schule weiterhin zu beſuchen. 

Etwaige ſonſtige Übergangsbeſtimmungen, welche die Einführung des vor— 
erwähnten Ortsſtatuts in den neuen Stadtteil erforderlich machen ſollte, ſind 
vom Magiſtrate der Reſidenz zu erlaſſen. 


8 } 

Die Reſidenzſtadt Caſſel verpflichtet ſich, nach dem ausgearbeiteten Plane 
des Vorflutkanals und dem noch fertigzuſtellenden Plane für die Nebenkanäle in 
Rothenditmold die Kanaliſation daſelbſt auf Koſten der erweiterten Stadtgemeinde 
auszuführen und alsbald in Angriff zu nehmen. e 


ION 


§8. 

Privatperſonen, die das Schlachten nicht gewerbsmäßig betreiben, wird auf 
die Dauer von fünf Jahren, vom Tage der Vereinigung ab, geſtattet, das 
Schlachten wie bisher in ihren Häuſern vorzunehmen. Alles gewerbsmäßige 
Schlachten, worunter hier jedes von Metzgern, Wirten, Kaufleuten und anderen 
Gewerbetreibenden zwecks geſchäftlicher Ausnutzung betriebene, im Gegenſatze zu 
dem lediglich für den Verbrauch im eigenen Haushalte ſtattfindenden Schlachten 
verſtanden wird, hat dagegen ausſchließlich im ſtädtiſchen Schlachthauſe zu erfolgen, 
das nach Ablauf der obigen Friſt auch für das nicht gewerbsmäßige Schlachten 
allein zu benutzen iſt. 


89. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten die Gemeindebeamten von Rothen— 
ditmold, ſoweit fie nicht bei dem Übergange der Polizeiverwaltung vom Staate 
mit übernommen werden, mit den Anſprüchen auf Gehalt, Ruhegehalt ſowie 
Witwen⸗ und Waiſenverſorgung, welche ihnen am 1. April 1905 zuſtanden, in 
den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel über. Der Magiſtrat wird den Gemeinde— 
beamten eine ihrer Befähigung und Vorbildung entſprechende Dienſtſtellung an— 
weiſen und behält ſich nach erfolgtem Anſchluſſe die Entſcheidung darüber vor, 
ob, wann und unter welchen Bedingungen auf ſie die ſtädtiſche Beſoldungs— 
ordnung Anwendung finden ſoll. 

$ 10. 

Die Reſidenzſtadt Caſſel verpflichtet fich, an zuſtändiger Stelle dahin zu 
wirken, daß den Bewohnern des bisherigen Gemeindebezirkes Rothenditmold nach 
erfolgtem Anſchluſſe der Bezug von Losholz aus dem Habichtswalde noch auf 
mindeſtens zehn Jahre gewährt wird; ſie übernimmt aber keinerlei Gewähr, daß 
ihre Bemühungen in dieſer Beziehung von Erfolg begleitet ſein werden. 


Caſſel, am 18. November 1905. 


Der Magiſtrat der Reſidenz. 


(Siegel.) Unterſchriften. 


Rothenditmold, den 22.24. März 1905. 


Der Gemeinderat. Die Gemeindevertretung. 
(Siegel.) Unterſchriften. Unterſchriften. 
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Anlage IV. 


Zwischen der Reſidenzſtadt Caſſel und der Landgemeinde Bettenhauſen wird nach- 
ſtehender Vertrag geſchloſſen: 
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Die Landgemeinde Bettenhauſen wird zu einem durch Geſetz zu beſtimmenden 
Termin der Stadtgemeinde und dem Stadtkreiſe Caſſel einverleibt. 


$ 2. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten alle für den Bezirk der Reſidenz⸗ 
ſtadt Caſſel geltenden Ortsſtatute, Regulative, Ordnungen, Gemeindebeſchlüſſe und 
ſonſtigen öffentlich-rechtlichen Satzungen einſchließlich der Steuerordnungen und 
Polizeiverordnungen in dem einverleibten Bezirk in Kraft unter gleichzeitigem Weg— 
falle der dort bisher gültigen Ortsſtatute, Regulative, Polizeiverordnungen uſw., 
ſofern dieſer Vertrag nichts anderes beſtimmt. 

Insbeſondere wird auch in dem Teil von Bettenhauſen, in dem bisher 
die Baupolizeiordnung II vom 1. November 1902 galt, die Baupolizeiordnung I 
vom 23. November 1900 eingeführt. Weiterhin wird die anerkanntermaßen in 
Caſſel beſtehende Verpflichtung der Anlieger zur erſtmaligen Verlegung der 
Trottoirrandſteine auf den bisherigen Gemeindebezirk Bettenhauſen ausgedehnt. 

Dagegen bleiben im bisherigen Gemeindebezirke Bettenhauſen in Kraft: 

die §§ 7, 8, 9, 13, 23 und 37 der Polizeiverordnung vom 30. April 
1903 mit der Maßgabe, daß an die Stelle des § 40 derſelben der 
$ 114 der in Caſſel gültigen Straßenpolizeiordnung vom 1. Juli 
1889 tritt. 
83. 


Das geſamte bewegliche und unbewegliche Gemeindevermögen von Betten⸗ 
hauſen geht mit dem Zeitpunkte der Vereinigung auf die Reſidenzſtadt Caſſel 
über, welche auch im übrigen als Rechtsnachfolgerin in alle Rechtsverbindlichkeiten 
der Landgemeinde Bettenhauſen insbeſondere auch in die beſtehenden Pachtverträge 
eintritt, wenn dieſe Verbindlichkeiten vor dem 1. März 1905 eingegangen ſind. 

Hierdurch werden jedoch die beſonderen Beſtimmungen von Stiftungen 
nicht berührt. 

84. 

Die Zahl der Stadtverordneten in Caſſel wird vom Zeitpunkte der Vereini⸗ 
gung ab um 3 erhöht. 

Abänderungen dieſer Zahl durch ſtatutariſche Anordnungen ſind zuläſſig. 

Die hiernach der Zahl der Stadtverordneten hinzutretenden drei Mitglieder 
der Verſammlung ſind während der Dauer zweier Wahlperioden, deren erſte am 
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1. April 1905 ihren Anfang nimmt, von den Wählern der bisherigen Land— 
gemeinde Bettenhauſen aus deren ſtimmfähigen Bürgern auf Grund einer ge— 
ſondert aufgeſtellten Wahlliſte dieſes Bezirkes zu wählen, und zwar derart, daß 
auf jede der drei Wählerabteilungen ein neues Mitglied der Stadtverordneten— 
verſammlung entfällt. Den drei Stadtverordneten von Bettenhauſen wird eine 
entſprechende Beteiligung an den ſtädtiſchen Kommiſſionen eingeräumt werden. 
Der Magiſtrat hat nach Inkrafttreten dieſes Vertrags die erforderlichen 
Anordnungen wegen der Wahl der drei Stadtverordneten und nach Ablauf der 
beiden Wahlperioden die etwa erforderlichen Übergangsanordnungen zu treffen. 


8 5. 

Binnen vier Wochen nach dem Tage der Vereinigung wird die Stadt— 
verordnetenverſammlung der vergrößerten Stadtgemeinde einen Einwohner des 
bisherigen Gemeindebezirkes Bettenhauſen als unbeſoldeten Stadtrat wählen. 

Sollte dieſer im Laufe ſeiner ſechsjährigen Wahlperiode ausſcheiden, ſo hat 
eine Erſatzwahl für den Reſt der Wahlperiode ſtattzufinden. 

Auch für die Zukunft, jedoch nur für die Dauer zweier Wahlperioden, 
deren erſte am 1. April 1905 ihren Anfang nimmt, muß ſtets ein unbeſoldetes 
Mitglied des Magiſtrats aus den Einwohnern des Gemeindebezirkes Bettenhauſen 
gewählt werden. 

In Ausführung dieſer Beſtimmung wird die Zahl der unbeſoldeten 
Magiſtratsmitglieder um eins erhöht. 


§ 6. 
f Die Schulen der bisherigen Gemeinde Bettenhauſen werden mit dem Zeit- 
punkte der Vereinigung ſtädtiſche Schulen. Das Lehrerberufungsrecht für dieſelben 
gebührt fortan dem Magiſtrate der Reſidenz. 

Die Lehrer und Lehrerinnen der bisherigen Gemeinde Bettenhauſen treten 
mit dem Zeitpunkte der Vereinigung in den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel und 
werden fortan den in Caſſel geltenden Beſoldungsgrundſätzen mit der Maßgabe 
unterworfen, daß, wenn und inſoweit ein Lehrer oder eine Lehrerin der bisherigen 
Gemeinde Bettenhauſen höhere Bezüge oder ſonſt günſtigere Einkünfte beſaß, es 
dabei ſein Bewenden behält. 

$ 7. 

Die Reſidenzſtadt Caſſel verpflichtet fich, nach einem noch auszuarbeitenden 
Plane in Bettenhauſen die Kanaliſation auf Koſten der erweiterten Stadtgemeinde 
auszuführen und alsbald in Angriff zu nehmen. 


$ 8. 

Privatperſonen, die das Schlachten nicht gewerbsmäßig betreiben, wird auf 
die Dauer von fünf Jahren, vom Tage der Vereinigung ab, geſtattet, das 
Schlachten wie bisher in ihren Häuſern vorzunehmen. 
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Alles gewerbsmäßige Schlachten, worunter hier jedes von Metzgern, Wirten, 
Kaufleuten und anderen Gewerbetreibende zwecks geſchäftlicher Ausnutzung be— 
triebene, im Gegenſatze zu dem lediglich für den Verbrauch im eigenen Haus— 
halte ſtattfindenden Schlachten verſtanden wird, hat dagegen ausſchließlich im 
ſtädtiſchen Schlachthauſe zu erfolgen, das nach Ablauf der obigen Friſt auch für 
das nichtgewerbsmäßige Schlachten allein zu benutzen iſt. 


§ 9. 

Mit dem Zeitpunkte der Vereinigung treten die Gemeindebeamten von 
Bettenhauſen, ſoweit fie nicht bei dem Übergange der Polizeiverwaltung vom 
Staate mitübernommen werden, mit den Anſprüchen auf Gehalt, Ruhegehalt 
ſowie Witwen- und Waiſenverſorgung, welche ihnen am 1. März 1905 zuſtanden, 
in den Dienſt der Reſidenzſtadt Caſſel über. Der Magiſtrat wird den Gemeinde- 
beamten eine ihrer Befähigung und Vorbildung entſprechende Dienſtſtellung 
anweiſen und behält ſich nach erfolgtem Anſchluſſe die Entſcheidung darüber vor, 
ob, wann und unter welchen Bedingungen auf ſie die ſtädtiſche Beſoldungsordnung 
Anwendung finden ſoll. 

§ 10. 

Die Reſidenzſtadt Caſſel verpflichtet ſich, an zuſtändiger Stelle dahin zu 
wirken, daß den Bewohnern des bisherigen Gemeindebezirkes Bettenhauſen nach 
erfolgtem Anſchluſſe der Bezug von Losholz aus dem Kaufungerwalde noch auf 
mindeſtens zehn Jahre gewährt wird; fie übernimmt aber keinerlei Gewähr, daß 
ihre Bemühungen in dieſer Beziehung von Erfolg begleitet ſein werden. 


Caſſel, am 18. November 1905. 


Der Magiſtrat der Reſidenz. 


(Siegel.) Unterſchriften. 
85 8. Mai 8 
Bettenhauſen, am 8. Jun 1905. 
Der Gemeinderat. Die Gemeindevertretung. 
(Siegel.) Unterſchriften. Unterſchriften. 
— ——— ̃ ͤ 
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